
355 Straftaten gegen die Persönlichkeit

Die Gewalt kann sich gegen Personen 
und gegen Sachen richten. Sie dient der 
Überwindung des Widerstandes der 
Personen und der Beseitigung sachlicher 
Hindernisse.
Unberechtigtes Eindringen unter Ge­
waltanwendung ist z. B. das Einsteigen 
durch ein vom Täter eingedrücktes Fen­
ster, das öffnen von Türen oder Fen­
stern gegen einen körperlichen Wider­
stand oder durch Beschädigung oder 
Zerstörung, die Beseitigung anderer, ge­
genständlicher Hindernisse mittels phy­
sischer Kraft, das kräftige Beiseiteschie­
ben oder -stoßen sowie das Schlagen 
von berechtigten Personen. Gewalt ist 
ein kräftiges Einwirken auf Personen 
oder Sachen, ohne daß immer zugleich 
eine Körperverletzung oder Sachbeschä­
digung vorliegen muß.
Verweilen unter Gewaltanwendung 
liegt z. B. vor, wenn der Täter Gewalt 
anwendet, um entgegen dem Willen des 
Berechtigten in der Wohnung, Räum­
lichkeit oder auf dem umschlossenen 
Grundstück zu verbleiben (vgl. OGNJ 
1974/5, S. 147).
Die Drohung besteht im Inaussichtstel­
len von Gewalt und ist somit gegen­
über den anderen Nötigungsdelikten 
modifiziert.
Mehrfache Begehung ist gegeben, wenn 
mindestens zwei selbständige Strafta­
ten des Hausfriedensbruchs vorliegen, 
für die der Täter noch nicht bestraft 
worden ist.

8. Hausfriedensbruch in öffentlichen 
Gebäuden richtet sich gegen die staat­
liche und öffentliche Ordnung, öffent­
lich sind alle Gebäude, Grundstücke und 
Verkehrsmittel, die zur Durchführung

gesellschaftlicher Aufgaben in den ver­
schiedensten Bereichen des gesellschaft­
lichen Lebens (staatliche Leitung, Orga­
nisation und Verwaltung, die gesamte 
Volkswirtschaft einschließlich Verkehrs­
und Nachrichtenwesen, Gesundheitswe­
sen, Rechtspflege, Kultur und Bildung 
usw.) genutzt werden. Die öffentlichen 
Gebäude usw. können im Volkseigen­
tum, genossenschaftlichen Eigentum 
oder Eigentum gesellschaftlicher Orga­
nisationen stehen. Dazu gehören auch 
die im persönlichen oder privaten 
Eigentum stehenden Räumlichkeiten 
usw., die zur Durchführung von Auf­
gaben im öffentlichen Interesse genutzt 
werden. Es ist nicht erforderlich, daß 
die Räumlichkeiten und Grundstücke 
dem allgemeinen Publikumsverkehr zu­
gänglich sind.

9. Absatz 3 regelt die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit von Tätern, die sich 
an einer Zusammenrottung von Perso­
nen beteiligen, die in öffentliche Ge­
bäude gewaltsam eindringen oder un­
befugt darin verweilen.
Eine Zusammenrottung im Sinne des 
§ 134 liegt vor, wenn sich mindestens 
zwei Personen spontan, nach vorheriger 
Absprache oder auf Aufforderung, zu­
sammenschließen, um mit vereinten 
Kräften die im Tatbestand genannten 
Merkmale zu verwirklichen. Nicht jede 
derartige Handlung von zwei Personen 
stellt jedoch eine Zusammenrottung dar. 
Das hängt vielmehr von der Art und 
Weise des Zusammenschlusses, dem de­
monstrativen Charakter des Handelns 
und anderen Umständen ab (vgl. auch 
§ 215 Anm. 2).

§135
Verletzung des Briefgeheimnisses

Wer sich vom Inhalt eines verschlossenen Schriftstückes oder einer anderen ver­
schlossenen Sendung unberechtigt Kenntnis verschafft, wird von einem gesell­
schaftlichen Organ der Rechtspflege zur Verantwortung gezogen oder mit öffent­
lichem Tadel, Geldstrafe oder mit Verurteilung auf Bewährung bestraft.
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